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Noch im Dezember 2003 schiender Verfassungsentwurf des EU-Konvents gescheitert. Die Medien,allen voran die bundesdeutschen,kochten vor Wut über die schlech-ten Europäer aus Spanien undPolen, die einseitig an nationalenInteressen festhielten, wo doch alleandern nur das Ganze, das ganzneue Europa im Auge hatten. Inzwischen sind die spanischeRegierung unter Aznar und die pol-nische unter Miller gegangen wor-den. Nach einigem Gefeilsche hatsich der EU-Gipfel am 17. und 18.Juni über die noch ausstehendeFrage des Abstimmungsmodus imMinisterrat geeinigt. Die qualifizier-te Mehrheit soll mindestens fünf-zehn der 25 Mitgliedstaaten und 65Prozent der EU-Bevölkerung reprä-sentieren. Jetzt werden die Artikelneu durchnummeriert und ein paarredaktionelle Änderungen vorge-nommen. Danach geht dasundurchsichtige Vertragswerk in dienationalen Parlamente. In der BRDsoll nach der parlamentarischenRatifzierung das Ende der demokra-tischen Fahnenstange erreicht sein.In einigen anderen EU-Staaten darfdie Bevölkerung über den Verfas-sungsvertrag abstimmen. Erfah-rungsgemäß muss sie das so langetun, bis das von der Regierunggewünschte Ergebnis herauskommt. Wir müssen uns auf die Hinter-beine stellen, um unsere Oppositi-on zu dem schlecht verfassten Euro-pa zur Geltung zu bringen. 
Verfassung 
ohne DemokratieSeitdem die damalige Europäi-sche Gemeinschaft sich Mitte der80er Jahre das Ziel gab, den „Bin-nenmarkt zu vollenden“, ist dasFeld dessen, was heute EU-europäi-sche Politik darstellt, massiv gewach-sen. In gerade einmal 15 Jahrenerfolgten drei wesentliche Änderun-

gen des grundlegenden EG- bzw.EU-Vertrages: 1987 die EinheitlicheEuropäische Akte, 1992 der Vertragvon Maastricht und 1997 der vonAmsterdam. Die institutionellenVerfahren insbesondere der Gesetz-gebung sind kaum mehr überschau-bar. Auch angesichts der Erweite-rung auf 25 Mitgliedstaaten schieneine Erneuerung unumgänglich.
Die Einsetzung des „Konventsüber die Zukunft Europas“ imDezember 2001 schien daher dieChance zu bieten, das viel beschwo-rene „Demokratiedefizit“ auszuglei-chen. Schon das Wort „Verfassung“enthält ein Versprechen: Es ist histo-risch verbunden mit Gewaltentren-nung, mit Rechtsstaatlichkeit, mitÖffentlichkeit und politischer Teil-nahme, mit Demokratie und mitMenschenrechten. 
Die Zusammensetzung des Kon-vents aus nicht gewählten Repräsen-tantInnen hätte die Erwartungenjedoch begrenzen müssen. Das Gre-mium hatte eine Überdosis an eta-blierter Politik: 16 VertreterInnendes Europäischen Parlaments, zwei
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aus der Kommission. Dazu je dreiPersonen – eine von der Regierungund zwei vom Parlament entsandt –aus den Mitgliedstaaten und denBeitrittsländern (sowie der Türkei –letztere nur als BeobachterInnen).Selbst bei den ParlamentarierInnenwar damit kaum zu erwarten, dasssie etwas anderes repräsentierenwürden als die Mischung aus kon-servativer und sozialdemokratischer„Mitte“, ergänzt vielleicht durch einpaar verstreute Liberale. Die Exeku-tive musste bei dieser staatstragen-den Mischung dominieren. 
Die Verpackung ...Beginnen wir mit dem Forma-len: Der Entwurf umfasste 466 zumTeil sehr ausführliche Artikel mitunzähligen Verweisen untereinan-der. In der von den Staats- undRegierungschefs beschlossenen Fas-sung kommen noch ein paar hinzu.„Einfach so“ kann man diesen Textnicht lesen. Um so weniger, als sichdarin unmöglich aufgeblasene, nir-gendwo konkretisierte „Grundsät-ze“ mit einem genauen, fast tech-nisch-präzisen Handlungspro-gramm mischen, das kaum eineChance auf eine abweichendeGestaltung des politischen Inhaltsder EU eröffnet. Nicht in den„Grundsätzen“ und der zahmenund bedeutungslosen Grundrechte-Charta, sondern in diesem Hand-lungsprogramm und im exekutivla-stigen Arrangement der Institutio-nen ist der eigentliche Inhalt derVerfassung auszumachen.Die wirklich habhaften Grund-rechte sind die „vier Freiheiten“ desBinnenmarktes, deren Formulie-rung seit 1987, seit der Einheitli-chen Europäischen Akte, dem Bin-nenmarktstatut, die gleiche ist. Esgeht um die Bewegungsfreiheit desKapitals, der Waren, der Dienstlei-stungen und – in eingeschränkterForm – der Personen, sprich: derArbeit, in einem Raum ohne Bin-nengrenzen. Frei zirkulieren undsich niederlassen können in diesemRaum nur die EU-BürgerInnen.Selbst die neuen aus dem Ostenund dem Süden Europas dürfendieses Recht erst in ein paar Jahrenvoll in Anspruch nehmen. Wer vonaußen über die Festungswälle derUnion kommen will, zum Arbeitenoder um Schutz vor Verfolgung zusuchen, wird diese Lizenz zur freienZirkulation nur sehr schwer erlan-gen können.

... der Inhalt ...Dass die Binnenmarktpolitiknicht nur nach innen gerichtet ist,auf den Abbau einzelstaatlicher(Handels-)Hemmnisse, die konse-quenterweise auch eine fortschrei-tende Privatisierung noch verbliebe-ner öffentlicher Dienste bedeutet,haben bereits die vergangenen Jahregezeigt. Der Sinn des Binnenmark-tes ist die Konkurrenzfähigkeit aufdem Weltmarkt. Vereinheitlichungim Innern und Expansion nachaußen haben aber auch Konsequen-zen für jene Teile der EU und derVerfassung, die sich als der Anfangeiner Staatsgewalt bezeichnenließen.Das gilt zunächst für den„Raum der Sicherheit, der Freiheitund des Rechts“, eine Floskel, dieseit dem Amsterdamer Vertrag dieZusammenarbeit auf (vor allem)asyl- und migrationspolitischemGebiet sowie bei der Grenzsiche-rung einerseits und der polizeilich-strafrechtlichen und mittlerweileauch geheimdienstlichen Tätigkeitbezeichnet. Einheitliche Standardsfür Asylverfahren und die diversenFormen minderen und temporärenSchutzes vor Verfolgung hatte schonder Amsterdamer Vertrag gefordert.Gleiches gilt für die Bedingungen,sonst legal in die EU hineinzukom-men. Diese Regeln sind seit einigenJahren in der Mache. Neuer ist dieForderung nach einem „integriertenGrenzschutzsystem an den Außen-grenzen“. Anfang dessen ist die„grenzpolizeiliche Agentur“, für diedie Kommission im Jahr 2003 einenVorschlag präsentiert hat. Auf der polizeilichen Seite imInnern finden wir hier insbesonde-re Europol. Nach der Europol-Kon-vention war dieses Haager Amtzunächst als keineswegs unproble-matische Informationssammelstellegeplant – ein riesiger Datenapparat.Mit dem Amsterdamer Vertragbegannen die Schritte in Richtungeiner operativen Zusammenarbeit.Europol soll an Ermittlungen inden Mitgliedstaaten beteiligt wer-den, hieß es in diversen Entwürfender letzten Jahre. Die „Verfassung“geht darüber hinaus: Europol sollErmittlungen und operative Maß-nahmen durchführen. Ein kleiner,aber sehr wichtiger Unterschied.Eurojust ist erst vor zwei Jahrenerrichtet worden, jetzt „kann“gemäß der Verfassung daraus eineEuropäische Staatsanwaltschaft

gebastelt werden. Im Straf- undStrafprozessrecht „kann“ es Anglei-chungen geben, Mindestnormen,zentraler Grundsatz aber ist diegegenseitige Anerkennung allerrichterlichen Entscheidungen.Wenn ein Richter in Spanien „fest-nehmen“ sagt, heißt das auch inDeutschland „festnehmen“. So ent-steht zwar nicht ein Raum der Frei-heit, aber einer der vermeintlichenSicherheit und des Sicherheits-rechts.Die Zielvorgaben in der militari-sierten Außenpolitik waren schonim Amsterdamer Vertrag weitge-hend enthalten. Sie reichen von„humanitären“ und Katastrophen-hilfeeinsätzen bis hin zu „Kampf-einsätzen ... einschließlich Friedenschaffender Maßnahmen“. Das allesnatürlich auch zur Terrorismus-bekämpfung. Aus einer engerenZusammenarbeit von einigen Mit-gliedstaaten – auch hier – „kann“,d.h. soll, eine gemeinsame Militär-politik werden. Dafür müssen auchdie rüstungswirtschaftlichen Vor-aussetzungen geschaffen werden,weshalb die Verfassung diesmaldazu verpflichtet, ein „EuropäischesAmt für Rüstung, Forschung undmilitärische Fähigkeiten“ einzurich-ten und mit der Industrie zusam-menzuarbeiten. 
und die institutionellen
Verstrebungen der Verfas-
sungskisteSchon im Normalfall ist dasInstitutionengerüst der EU exekutivdominiert. Der Europäische Ratgibt die Linie vor. Die Kommissionmacht Gesetzgebungsvorschläge, diedann vom Ministerrat und vom Par-lament verabschiedet werden müs-sen. Ein eigenes Vorschlagsrecht hatdas Parlament nicht. Es darf nurmitbestimmen. Angesichts der feh-lenden EU-Öffentlichkeit, demUmstand, dass die Parlamentarier-Innen in erster Linie VertreterIn-nen ihrer nationalen Parteien sindund auch von den BürgerInnen ein-zelstaatlich getrennt gewählt werden(eine Deutsche kann nicht für einefranzösische Partei stimmen, einSpanier nicht für eine deutsche), istdieses Parlament repräsentativschwach auf der Brust. Kein Ver-gleich zum Ministerrat oder zurKommission, die ihren gemeinsa-men bürokratischen Interessen fol-gen können. 



Wenn es um die polizeilicheoder militärische Sicherheit geht, istdieser Normalfall außer Kraftgesetzt. Hier beginnen lange Stun-den der Exekutive:In der polizeilichen InnerenSicherheit unterscheidet die Verfas-sung zwischen gesetzgeberischenund operativen Aufgaben. Letzterewerden schlauerweise einem „Aus-schuss“ des Ministerrates anver-traut, in dem alle „zuständigenBehörden der Mitgliedstaaten“ unddie einschlägigen „Ämter, Einrich-tungen und Agenturen“ Platz neh-men sollen. Eine Art Schatten-Innenministerium. Das Europäi-sche Parlament und die nationalenParlamente werden „auf dem Lau-fenden gehalten“. Sie erhalten infor-matorische Brosamen vom Tischeder Herren, zu sagen haben sienichts. Gleiches gilt übrigens fürGesetze, die das Operative betref-fen. In der militärischen ÄußerenSicherheit ist das Europäische Parla-ment ganz weg vom Fenster. Hierfasst der Ministerrat bzw. derEuropäische Rat all seine „Beschlüs-se“ definitiv alleine. Er stützt sichdabei auf ein „Politisches undSicherheitspolitisches Komitee“und einen „Militärausschuss“, beideexistieren schon jetzt. Die EU-Exe-kutive ist hier auch nicht die Kom-mission, sondern der Außenmini-ster, der wiederum vom Europäi-schen Rat gewählt wird. Von all den schönen Kriterien,die eine Verfassung so wünschens-wert machen würden, bleibt nichtsaußer heiße Luft. Der Konvent sahes laut Vorwort als Aufgabe seinesVerfassungsentwurfs an, „den Bür-gern das europäische Projekt unddie europäischen Organe näher zubringen.“ Wir Bürgerinnen undBürger sollten uns tatsächlich denVerfassungsentwurf mindestens ein-mal näher zur Brust und dannschnell wieder davon Abstand neh-men. Heiner Busch

Das Komitee begleitet nach wievor die Prozesse, die vor dem Frank-furter Amtsgericht gegen einen Teilderjenigen geführt werden, die sichaus Protest gegen den Irak-Krieg anden Blockadeaktionen vor der US-Airbase in Frankfurt beteiligt hat-ten. Seit Oktober hat das Amtsge-richt gegen etwa 25 Personen ver-handelt. Die Urteile bewegen sichzwischen Verfahrenseinstellungenmit Auflagen, Verwarnungen mitStrafvorbehalt und Verurteilungenwegen Nötigung zu Strafen meistzwischen 15 und 20 Tagessätzen.Am 14.6.2004 gab es einen erstenErfolg: Richter Rupp verurteilte vierAngeklagte (nur) zu einer Geldbußevon jeweils 5 Euro wegen Verstoßesgegen das Versammlungsgesetz(Nichtentfernen aus einer aufgelö-sten Versammlung). Den Nöti-gungsvorwurf der Staatsanwalt-schaft wies er mit verfassungsge-richtlich orientierten Argumentenklar zurück.

Bürgermeister von Hiroshima undNagasaki anschließen und die For-derung nach einer nuklearfreienWelt unterstützen. Viele konkretelokale Unterstützungsaktionen undkommunale Beteiligungen sindmöglich. Wir schicken auf Anfragegerne das Info-Blatt zu dieser wichti-gen Kampagne. Martin Singe

Einen weiteren Erfolg brachteein Verfahren am 22.7.2004: Rich-ter Matzeck sprach vier Angeklagtefrei! Er verneinte vor allem die Ver-werflichkeit, die nach § 240, 2 StGBtatbestandsmäßig erfüllt sein muss.Da die hartnäckige FrankfurterStaatsanwaltschaft jedoch bereitsgegen das Rupp-Urteil Rechtsmitteleingelegt hat, steht zu befürchten,dass sie auch gegen den neuen Frei-spruch vorgehen wird. Also gehenviele Verfahren in die zweiteInstanz, natürlich auch, weil dieVerurteilten Rechtsmittel einlegen.Der erste Landgerichtsprozess fin-det am 15.9.2004 statt. Eine jeweils aktualisierte Über-sicht mit allen Prozessterminen undeinen ausführlicheren Bericht zuden gelaufenen Prozessen schickenwir gerne zu. Es wäre schön, wenndie Prozesse mit mehr Öffentlich-keit begleitet würden! Martin Singe

Erster Freispruch wegen Sitzblockade 
gegen Irak-Krieg

Das Komitee ist auch weiterhinim Trägerkreis „Atomwaffen ab-schaffen!“ beteiligt. 2005 wird überden Nichtverbreitungsvertrag (NVVbzw. NPT = Nuclear ProliferationTreaty) verhandelt, entlang desbekannten Dilemmas: Warum soll-ten Staaten eigene nukleare Aufrü-stung ablehnen, wenn die „offiziel-len“ Atomwaffenstaaten ihrer NVV-

Verpflichtung zur Abrüstung ihrerAtomwaffen nicht einmal ansatzwei-se nachkommen? Eine Basisbewe-gung von unten soll den Weltkonfe-renzen Dampf machen. Ende 2003wurde in Nagasaki eine Dringlich-keitskampagne „Mayors for peace“gestartet. Die Bürgermeister mög-lichst vieler Städte und Gemeindensollen sich dem Friedensappell der

Atomwaffen abschaffen!



Bombodrom verhindern –
für die FREIe HEIDe

Das Komitee hat vor einigenJahren eine Aktionskonferenz amgeplanten Bombodrom der Bundes-wehr bei Wittstock/Brandenburgorganisiert und eine BürgerInnen-Information zum Thema veröffent-licht. Trotz aller Proteste und recht-licher Einsprüche will die Bundes-wehr den Bombenabwurfplatz inKürze in Betrieb nehmen. AktuelleInfos und ein Aufruf zu einemgewaltfreien Go-In auf dem Kriegs-übungsgelände können bei unsangefordert werden! Auf dem riesi-gen Gelände, das schon die RoteArmee jahrzehntelang militärischgenutzt hat, soll vor allem Luft-Boden-Beschuss für künftige Kriegs-einsätze in aller Welt geübt werden.
EU-Militarisierung und
Umrüstung der Bundes-
wehr

Wir haben in letzter Zeit immerwieder auf die gefährlichen Ent-wicklungen im militärischenBereich von Bundeswehr (Verteidi-gungspolitische Richtlinie; Entsen-degesetz), NATO und EU verwiesen(siehe u.a. die EU-Broschüre „Dieeuropäische Konstitution des Neoli-beralismus“ und die BürgerInnen-Information zur MilitarisierungEuropas). Die Auseinandersetzun-gen um diese verheerenden Ent-wicklungen müssen weitergeführtund in eine breitere Öffentlichkeitgetragen werden. Martin Singe

Einen Strafbefehl des Amtsge-richts Cochem erhielt jetzt Her-mann Theisen (Heidelberg), weil erim März 2004 einen „Aufruf an alleBundeswehrsoldaten des Jagdbom-bergeschwaders 33 (Büchel)“(Rheinland-Pfalz) verteilt hat, fürden er auch presserechtlich verant-wortlich zeichnet. In dem inkriminierten Aufrufwird gegen die „völker- und grund-gesetzwidrige nukleare Teilhabe derBundeswehr“ argumentiert. Gemäßdem Gutachten des InternationalenGerichtshofs vom 8. Juli 1996 undnach Artikel 2 des Nichtverbrei-tungsvertrags sei die Stationierungvon Atomwaffen und die Bereitstel-lung von Trägermitteln in der Bun-desrepublik Deutschland völker-rechtswidrig. Die „nukleare Teilha-be“ verstieße zudem gegen dasRecht auf Leben und körperlicheUnversehrtheit (Artikel 2 Abs. 2Satz 1 GG),  sei folglich verfassungs-widrig. Die in Büchel stationiertenBundeswehrsoldaten werden aufge-fordert, sich nicht an der Wartung,Instandhaltung, an Einsatzübungund Bereithaltung der Tornado-Kampfflugzeuge zu beteiligen, inso-weit sie als Trägermittel dem Einsatzvon Atombomben dienten. Sie wer-den darauf hingewiesen, dass sie alsSoldaten an Völkerrecht undGrundgesetz gebunden sind unddem entgegenstehende Befehlenicht befolgen dürfen. Statt diesem Verdacht der bun-desdeutschen Beteiligung an völker-rechts- und grundgesetzwidrigenHandlungen nachzugehen oderzumindest den Aufruf als Ausdruck

der freien Meinungsäußerung (Art.5 GG) zu tolerieren, erlässt dasAmtsgericht Cochem einen Strafbe-fehl über 900 Euro (30 Tagessätze).Alle nur denkbaren Verstöße gegendas Wehrstrafgesetz werden hierunter den Vorwurf des Aufrufs zurechtswidrigen Taten summiert:eigenmächtige Abwesenheit (§ 15),Fahnenflucht (§ 16), Ungehorsam(§ 19), Gehorsamsverweigerung (§20), Meuterei (§ 27) und Verabre-dung zur Unbotmäßigkeit (§ 28). Nach dem Nato-Angriffskrieggegen Jugoslawien standen vonEnde 1999 bis Ende 2001 schon ein-mal 40 Angeklagte vor BerlinerGerichten, weil sie die Soldaten auf-gefordert hatten, sich nicht aneinem menschenrechts-, grundge-setz- und völkerrechtswidrigen Kriegzu beteiligen. Letztendlich sprachdas Kammergericht Berlin sie vomAufruf zu Straftaten frei, der Aufrufsei vom Recht auf  Meinungsfreiheitgedeckt. Ein Amtsrichter sprachdamals mit der Begründung frei,dass der Krieg  rechtswidrig gewesensei. Zu hoffen wäre allerdings, dassnun die Gerichte nicht nur wegenMeinungsfreiheit freisprechen, son-dern endlich die rechtswidrige„nukleare Teilhabe“ zum Gegen-stand von Prozessen machten. Der Aufruf wurde bisher von 38Personen als Erstunterzeichner bzw.Unterstützer unterzeichnet und einweiteres Mal, am 8. Juni 2004, vordem Fliegerhorst Büchel verteilt.Auch deswegen ermittelt die Staats-anwaltschaft Cochem. Elke Steven

Mit Strafbefehl gegen Atomwaffengegner 

Gegen eine Neuauflage
der Berufsverbote!

In den INFORMATIONEN2/04 berichteten wir von der neuer-lichen Drohung mit einem Berufs-verbot in Baden-Württemberg. Am23.10.2004 wird in Heidelberg (amBauhaus) um 13.00 Uhr eineDemonstration stattfinden: Wegmit den antidemokratischen Berufs-verboten! Grundrechte verteidigen!
Elke Steven

©  Busche: Aktionstag am Atomstützpunkt Büchel, 20.9.2001


